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Erklärung des EGÖD zur gesamteuropäische EGÖD-Konferenz über 
Gesundheitsversorgung und Sozialpflege 

 Bessere Arbeitsbedingungen bedeuten eine hochwertige 

Gesundheitsversorgung  

Es ist absolut erforderlich, den Applaus für das Personal im Gesundheits- und 

Sozialsektor durch konkrete Aktionen zu ersetzen, damit uns diese Leistungen 

erhalten bleiben.  

Wir als Delegierte der gesamteuropäischen EGÖD-Konferenz über Gesundheitsversorgung und 

Sozialpflege fordern nachdrückliche Verbesserungen der Arbeitsbedingungen in den Gesundheits- 

und Pflegeberufen, bevor es zu spät ist. Bessere Arbeitsbedingungen bedeuten eine hochwertige 

Gesundheitsversorgung! 

Die COVID-19-Pandemie hat die bereits vorhandenen Probleme im Gesundheits- und Sozialsektor 

weiter verschärft. Der EGÖD und seine Mitglieder weisen seit langem darauf hin. Zu diesen 

Problemen gehören fehlende Investitionen, Privatisierung, Austeritätsmaßnahmen, geringer 

Deckungsgrad von Kollektivverhandlungen und die vielfache Missachtung von Maßnahmen für die 

Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz. Das hat zu einer Verschlechterung der 

Arbeitsbedingungen und in der Folge zu einem zunehmenden Personalnotstand beigetragen. Nach 

Angaben von Eurofound fehlen allein in der EU rund 2 Millionen Fachkräfte in der 

Gesundheitsversorgung, weltweit wird bis zum Jahr 2030 mit einem Personalmangel in Höhe von 

180 Millionen Mitarbeiter/-innen gerechnet. Darüber hinaus berichten die meisten europäischen 

Länder über zu wenig Personal in der Langzeitpflege. Aufgrund der steigenden Anforderung einer 

ständig älter werdenden Bevölkerung dürfte sich diese Situation weiter verschärfen. Viele 

Arbeitskräfte haben diesem Sektor aufgrund der schlechten Arbeitsbedingungen bereits den Rücken 

gekehrt, noch mehr denken über einen Ausstieg nach, während es auf der anderen Seite an 

Auszubildenden fehlt.  

Dies sollte in allen Ländern und bei den Entscheidungsträger/-innen, die die Dringlichkeit des 

Problems offenbar nicht erkennen, Alarm auslösen.   

In der gesamten europäischen Region beobachten wir, dass die Unzufriedenheit in den 

Belegschaften der Gesundheits- und Sozialdienste überall zunimmt. Von den Abstimmungen über 

einen Streik im National Health System im VK über drohende massenhafte Kündigungen in Finnland 

bis hin zu einer landesweiten Demonstration der Angehörigen von Gesundheitsberufen in Italien und 

Frankreich – in Europa gibt es eine zunehmende Unzufriedenheit der Mitarbeiter/-innen im 

Gesundheits- und Sozialsektor.   

https://www.eurofound.europa.eu/publications/report/2021/tackling-labour-shortages-in-eu-member-states
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Die Beschäftigten in den Gesundheits- und Sozialberufen können nicht warten, bis der Sektor 

aufgrund des Personalmangels zusammenbricht. Die Probleme sind dringend und müssen sofort 

gelöst werden. 

Zu diesem Zweck fordern wir die politischen Entscheidungsträger/-innen und die Arbeitgeber zu 

folgenden Maßnahmen auf: 

• Anerkennung der Brisanz der Krise in den Gesundheits- und Sozialdiensten; 

• Verhandlungen mit den Gewerkschaften über Maßnahmen zum Erreichen adäquater und 

bedarfsorientierter Personalschlüssel; 

• Gewährleistung einer ausreichenden öffentlichen Finanzierung, damit das Personal in den 

Gesundheits- und Sozialberufen eine qualitativ hochwertige Versorgung leisten kann, die 

den Anforderungen der Empfänger/-innen dieser Leistungen entsprechen;   

• Verhandlungen mit den Gewerkschaften, damit die Arbeitnehmer/-innen eine faire 

Entlohnung erhalten, die zumindestens die Inflation ausgleicht; 

• Ausschluss der Gesundheits- und Pflegedienste von Austeritätsmaßnahmen, 

• Förderung des sozialer Dialogs und von Kollektivvereinbarungen. Das ist nicht nur für die 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen unabdingbar, sondern sichert auch eine auf den 

Patienten ausgerichtete Qualitätspflege. Die europäischen Arbeitgeber (HOSPEEM) und die 

Gewerkschaften (EGÖD) haben vor kurzem einen  Aktionsrahmen für Personaleinstellung 

und Personalbindung  angenommen, der den weiteren Weg aufzeigt; 

• Schutz der Gesundheits- und Sozialdienste als öffentliches Gut; Verhinderung der 

Kommerzialisierung von Gesundheit und Pflege; Sicherstellen der Reinvestition erzielter 

Gewinne in die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der  Gesundheitsversorgung. Die 

Kommerzialisierung von Gesundheit und Pflege muss rückgängig gemacht werden, um die 

Krisenfestigkeit des Sektors zu erhalten und um die Rechte der Empfänger/-innen dieser 

Leistungen in den Mittelpunkt zu stellen.  

• Verbesserung der Maßnahmen für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, auch gegen 

psychosoziale Risiken (psychische Gesundheit), sowie mehr finanzielle Mittel zur 

Verbesserung der Arbeitsschutzinspektion, damit gesunde Arbeitsplätze sichergestellt sind;  

• Förderung von Kollektivverhandlungen und Schutz der Arbeitnehmer/-innen und der 

Gewerkschaften vor gewerkschaftsfeindlichen Aktivitäten; Unternehmen, die keine 

Kollektivverträge abschließen, dürfen keine öffentlichen Mittel erhalten; 

• Beseitigung von Ungleichheiten in der Gesundheitsversorgung durch Zusicherung eines 

universalen Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen;  

• Care-Dienstleistungen müssen wieder eine Domäne des öffentlichen Dienstes werden, und 

es muss anerkannt werden, wie wichtig die Rolle sozialer Dienste in unseren Gesellschaften 

ist;  

• Entwicklung adäquater Maßnahmen zur Unterstützung von Arbeitnehmer/-innen, die unter 

Post-COVID leiden (z. B. Long Covid). 

Auf der gesamteuropäischen Ebene fordern wir: 

• Aktive Beteiligung an der Entwicklung des  Übereinkommens zur Pandemiebekämpfung, das 

den Personalmangel thematisieren sollte.   

https://www.epsu.org/article/social-partners-hospital-and-healthcare-sign-framework-future-sector
https://www.epsu.org/article/social-partners-hospital-and-healthcare-sign-framework-future-sector
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• Verbesserte Zusammenarbeit zwischen den relevanten europäischen Organisationen, 

darunter WHO-Europa, IAO-Europa, Europarat und EU-Institutionen zur Lösung von 

Problemen im Gesundheitssektor; 

• Schutz medizinischer Daten im Rahmen einschlägiger aktueller und zukünftiger 

Verordnungen; 

• Zusätzliche Finanzmittel von EU-Institutionen zur Verbesserung der Ausbildung, 

Arbeitsbedingungen und Arbeitsschutzbedingungen des Personals in Gesundheits- und 

Pflegeberufen;.  

• Eine spezielle Richtlinie zu psychosozialen Risiken, um Arbeitnehmer/-innen vor 

arbeitsbedingtem Stress und Burnout zu schützen; 

• Ein Ausschuss für den sozialen Dialog im Sektor Sozialdienstleistungen, wie von EGÖD und 

den Arbeitgebern in der Sozialwirtschaft gefordert; 

• Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte, besonders im Bereich Gesundheit und 

Pflege; 

• Anerkennung von COVID-19 als Berufskrankheit, wie vom Beratenden Ausschuss für 

Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz empfohlen; 

• Verbesserter und kontinuierlicher Dialog zwischen den europäischen Institutionen und dem 

EGÖD.  

Zusätzlich zu unseren oben gestellten Forderungen unterstützt die Konferenz einen Aufruf zu einer 

Aktion am 9. Dezember in Brüssel anlässlich der Ratssitzung der Gesundheitsminister/-innen  

Angenommen in Brüssel am 24. Oktober 2022 

 

Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst und vertritt die 

Interessen von fast 8 Millionen Beschäftigten vorwiegend in Gesundheits- und  Sozialdiensten. 

 

https://endstress.eu/
https://www.epsu.org/article/new-social-dialogue-structure-social-services-be-set
https://www.epsu.org/article/new-social-dialogue-structure-social-services-be-set
https://www.epsu.org/article/big-step-forward-health-and-care-workers-europe
https://www.epsu.org/article/big-step-forward-health-and-care-workers-europe

